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Mit Schwung und Selbstvertrauen ins Wahljahr 2027

Der Auftakt ins letzte Jahr der laufenden Legislatur 
hätte für unsere Partei kaum besser ausfallen kön­
nen: Am 16. August haben die Pratteler Stimmbür­
gerinnen und Stimmbürger Silvia Lerch mit einem 
klaren Ergebnis zur Gemeindepräsidentin gewählt. 
Herzliche Gratulation!

Diesen Schwung wollen wir mitnehmen – direkt in 
das grosse Wahljahr 2027 mit den kantonalen Ge­
samterneuerungswahlen und den nationalen Wah­
len. Die Vorbereitungen laufen bereits auf Hochtou­
ren, und wir sind gut unterwegs.

Regierungsrats- und Landratswahlen
Mit der Wahl von Matthias Liechti (SVP) in den Re­
gierungsrat haben die Bürgerlichen ihre Mehrheit in 
der Regierung zurückgewonnen. SVP, Die Mitte und 
wir treten deshalb erneut gemeinsam als Bürger­
liche Allianz zu den Regierungsratswahlen an.

Klar ist: Markus Eigenmann und Matthias Liechti 
stellen sich wieder zur Wahl. Noch offen ist der Ent­
scheid von Toni Lauber (Die Mitte). Entsprechend 
laufen die Gespräche über die definitive Listen­
gestaltung noch. Bis zu unserem Parteitag vom 
22. Oktober soll Klarheit herrschen – dann können 
wir die Nomination für die Regierungsratswahlen 
definitiv vornehmen.

Bei den Landratswahlen stehen hingegen alle Partei­
en vor einer neuen Ausgangslage. Erstmals kommt der 
kantonsweite Doppelproporz, der sogenannte dop­
pelte Pukelsheim, zur Anwendung. Welche Auswir­
kungen das neue Wahlsystem auf die Sitzverteilung 
haben wird, wird derzeit unterschiedlich beurteilt.

Eines ist jedoch klar: Weil die Sitze künftig aufgrund 
des kantonsweiten Stimmenanteils auf die Partei­
en verteilt werden, zählt jede Stimme – im ganzen 
Kanton! Wir müssen deshalb in allen Wahlkreisen 
mit starken Listen antreten und von Schönenbuch 
bis Ammel einen engagierten Wahlkampf führen. Es 
reicht nicht, nur dort stark zu sein, wo wir traditionell 
gut verankert sind. Wir brauchen jede Stimme, wenn 
wir erfolgreich sein wollen!

Erfreulich ist: Alle Wahlkreise haben ihre Listen mit 
Kandidatinnen und Kandidaten eingereicht. Damit 
sind die Voraussetzungen geschaffen, den Wahl­
kampf frühzeitig zu lancieren und gemeinsam Fahrt 
aufzunehmen.

Ständerats- und Nationalratswahlen
Auch bei den nationalen Wahlen stehen wichtige 
Entscheidungen an. Die Bürgerliche Allianz hat be­
schlossen, mit einer gemeinsamen Kandidatur um 
den Ständeratssitz anzutreten. Der Sitz muss wieder 
in bürgerliche Hand!

Die Evaluation einer gemeinsamen Kandidatin oder 
eines gemeinsamen Kandidaten ist angelaufen. Die 
FDP hat ihren Anspruch klar angemeldet. Ein Ent­
scheid soll noch in diesem Herbst fallen.

Für die Nationalratswahlen hat die Parteileitung eine 
Findungskommission unter der Leitung von Monica 
Gschwind eingesetzt. Sie wird mögliche Kandidatin­
nen und Kandidaten evaluieren, Gespräche führen 
und der Parteileitung einen Vorschlag für die Liste 
unterbreiten. Die Nomination ist für einen Parteitag 
Ende Februar 2027 vorgesehen.

Jetzt zählt unser gemeinsamer Einsatz
Die kantonalen wie auch die nationalen Wahlen wer­
den mit einem frischen Auftritt, klaren Positionen und 
kernigen Botschaften geführt. Doch eines ist ebenso 
klar: Mit einem guten Auftritt allein gewinnt man kei­
ne Wahlen.

Wahlen gewinnt man mit Engagement. Mit Präsenz. 
Mit Überzeugungskraft. Und vor allem gemeinsam.

Der erfolgreiche Start in Pratteln hat gezeigt, was 
möglich ist, wenn wir geschlossen auftreten und 
für unsere Anliegen kämpfen. Nehmen wir diesen 
Schwung mit ins Wahljahr 2027!

Denn unser Ziel ist klar: Wir wollen gewinnen – und 
dafür braucht es jede und jeden von uns.
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Editorial

Liebe Freisinnige
Die eidgenössischen Wahlen rücken näher. Es 
ist offensichtlich, dass es im Parlament mehr 
Freisinn und mehr liberale Kräfte braucht, um 
unser Land vorwärtszubringen. Damit das Rea-
lität wird, muss die FDP im Wahlkampf glän-
zen – und genau das werden wir: Dank unseres 
neuen Auftritts wird die FDP aus der Masse 
herausstechen. Den entscheidenden Unter-
schied macht aber nicht das Design, sondern 
unser Anspruch: Statt wie die anderen Parteien 
einfach nur Probleme zu bearbeiten, streben 
wir nach Lösungen für eine Schweiz, die auch 
morgen zu den besten Orten der Welt zum Le-
ben und Arbeiten gehört.

Wir sind die Partei der Lösungen
In den vergangenen zwölf Monaten ist uns das 
gelungen: Die FDP ist bei vier entscheidenden 
Volksabstimmungen vorausmarschiert und hat 
den Takt angegeben. Viermal haben wir gewon-
nen: beim Bodigen der Juso-Enteignungs- und 
der 10-Millionen-Initiative sowie bei der Besei-
tigung des Eigenmietwerts und der Einführung 
der Individualbesteuerung. Dank der FDP ist die 
verfassungswidrige Heiratsstrafe endlich ab-
geschafft! Diese Erfolge zeigen, wie nahe wir 
mit unserer Politik bei den Leuten sind. Vor al-
lem aber zeigen sie, was möglich ist, wenn wir 
Menschen mit liberaler Haltung mobilisieren 
können. Wenn sie mitziehen und sich engagie-
ren. Dafür ein herzliches Dankeschön!

Wohlstand fällt nicht vom Himmel
Wie wichtig eine starke freisinnige Präsenz 
im Parlament ist, das zeigte sich in den letzten 
Monaten etwa beim Mercosur-Freihandelsab-
kommen: Unsere Fraktion war die einzige Bun-
desratspartei, die geschlossen für offene Märk-
te, Arbeitsplätze und wirtschaftliche Chancen 
stimmte. Offenbar haben inzwischen viele an-
dere vergessen, dass Wohlstand nicht vom 
Himmel fällt. Er muss erarbeitet werden von 
Menschen, die anpacken und Verantwortung 
übernehmen – Bürgerinnen und Bürger, die Tag 
für Tag den Wecker stellen und dafür sorgen, 
dass die Schweiz funktioniert. Dieser Einsatz 
ist für uns Verpflichtung: Die FDP macht Politik 
für ein Land, in dem die Menschen am Ende 
des Tages mehr vom Lohn im Portemonnaie 
haben. Wir bekämpfen mit aller Kraft unnötige 
Bürokratie und neue Steuern.

Arbeit, Sicherheit und Infrastruktur
Damit Menschen und Unternehmen sich ent-
falten und etwas aufbauen können, braucht es 
noch viel mehr als eine vernünftige Steuerpoli-
tik: Ebenso wichtig sind eine leistungsfähige 
Verkehrsinfrastruktur, eine sichere Energie-
versorgung und genügend Wohnraum. Des-
halb müssen wir Bewilligungsverfahren be-
schleunigen, Bürokratie abbauen und dafür 
sorgen, dass in der Schweiz wieder schnel-
ler gebaut werden kann. Und letztlich gehört 
die Sicherheit zur DNA von uns Freisinnigen: 

Wohlstand braucht ein sicheres Fundament. 
Deshalb muss unsere Armee rasch wieder ver-
teidigungsfähig werden – nachgerüstet ohne 
einen Rappen neue Steuern.

Nein zur «Neutralitätsinitiative»
Zu einer sicheren Schweiz gehört ausserdem 
politische Handlungsfähigkeit. Genau diese ge-
fährdet die «Neutralitätsinitiative», wie unser 
Bundesrat Ignazio Cassis in seinem Interview 
(Seite 4) aufzeigt. Am 27. September sagen  
wir deshalb klar Nein zur «Neutralitätsinitia-
tive» – und damit Ja zur bewährten Schweizer 
Neutralität.

Liebe Freisinnige, die Schweiz braucht uns 
und unsere Werte mehr denn je. Packen wir es  
gemeinsam an!

Susanne Vincenz-Stauffacher,
Co-Parteipräsidentin und Nationalrätin

Benjamin Mühlemann,
Co-Parteipräsident und Ständerat
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Am 27. September stimmt das Baselbiet über die Initiative «Fairer Kom- 
promiss bei der Mehrwertabgabe» und den Gegenvorschlag des Landrats ab. 
Für die FDP Baselland ist klar: zweimal Ja – und in der Stichfrage der 
Gegenvorschlag. Für eine begrenzte Mehrwertabgabe, mehr Rechtssicherheit 
und bessere Rahmenbedingungen für Investitionen und neuen Wohnraum.

Das eidgenössische Raumplanungsgesetz 
verlangt einen haushälterischen Umgang mit 
dem Boden. Neuer Wohnraum entsteht des-
halb zunehmend durch Verdichtung nach in-
nen. Solche Planungsentscheide können den 
Wert eines Grundstücks erhöhen. Gemeinden 
können einen Teil dieses Planungsmehrwerts 
abschöpfen, etwa für zusätzliche Infrastruk-
tur. Aus liberaler Sicht ist dabei entscheidend, 
Mass zu halten. Zu hohe Mehrwertabgaben 
verteuern Bauprojekte, schwächen Investi-
tionsanreize und erschweren die Schaffung 
von zusätzlichem Wohnraum. Eine klare Ober-
grenze ist deshalb zentral.

HEV-Initiative setzt richtige Leitplanken
Die Initiative des Hauseigentümerverbands 
setzt wichtige Akzente. Sie begrenzt die Abgabe 
bei Neueinzonungen auf 20 Prozent des durch 
die Planung entstandenen Mehrwerts und bei 
Umzonungen auf maximal 30 Prozent. Damit 
schützt sie Grundeigentümerinnen und Grund-
eigentümer vor übermässiger Abschöpfung des 
Planungsmehrwerts und stärkt die Rahmenbe-
dingungen für Investitionen und Wohnungsbau.

Offen bleibt jedoch die Frage der Aufzonun-
gen. Die Initiative regelt diese bewusst nicht, 
mit dem Ziel, darauf keine Mehrwertabgabe 

zu erheben. Dieses sogenannte qualifizierte 
Schweigen schafft jedoch keine abschliessen-
de Rechtssicherheit. Der Rechtsdienst von Re-
gierungsrat und Landrat kommt zum Schluss, 
dass Gemeinden aufgrund dieser Regelungs-
lücke weiterhin eigene Mehrwertabgaben auf 
Aufzonungen vorsehen könnten. Damit besteht 
das Risiko unterschiedlicher Auslegungen und 
neuer Gerichtsverfahren.

Gegenvorschlag: Mehr Rechtssicherheit  
und weitere Verbesserungen
Hier liegt der entscheidende Vorteil des Gegen-
vorschlags. Er übernimmt die zentralen Forde-
rungen nach einer Begrenzung der Abschöp-
fung und schafft gleichzeitig bei Aufzonungen 
klare Verhältnisse. So beträgt bei Neueinzo-
nungen die Mehrwertabgabe 20 Prozent, bei 
Um- und Aufzonungen sowie Quartierplänen 
maximal 30 Prozent. Anstelle einer Mehrwert-
abgabe können Gemeinden bei Quartierplänen 
weiterhin Infrastrukturbeiträge vereinbaren.

Zudem bringt der Gegenvorschlag weite-
re Verbesserungen für die Eigentümerschaft: 
Wird das zusätzliche Nutzungspotenzial nur 
teilweise ausgeschöpft, wird auch die Mehr-
wertabgabe entsprechend gestaffelt. Die Ver-
äusserung von Stockwerkeigentum ist aus-

drücklich ausgenommen. Gleichzeitig wird 
der Vollzug einfacher und transparenter, in-
dem rechtskräftige Bodenmehrwerte und Ab-
gabepflichten im bestehenden ÖREB-Kataster 
erfasst werden können.

Auch für die Gemeinden bietet der Gegen-
vorschlag einen Vorteil: Bei der Verteilung 
der Mehrwertabgaben zwischen Kanton und 
Standortgemeinde ist der Anteil an den Er-
trägen aus Um- und Aufzonungen für die Ge-
meinden höher als bei der HEV-Initiative. Da-
mit bleiben mehr Mittel für die Folgekosten der 
Verdichtung – etwa für Strassen, Schulhäuser 
oder öffentliche Anlagen – dort, wo sie auch 
tatsächlich anfallen.

Am Parteitag vom 20. August 2026 im up-
town Basel in Arlesheim hat sich die FDP Basel-
land für ein Ja zur Initiative und zum Gegenvor-
schlag ausgesprochen sowie bei einem dop-
pelten Ja bei der Stichfrage deutlich für den 
Gegenvorschlag.

Kantonale Abstimmungen

Quelle: KI generiertes Bild

Mehrwertabgabe: 2 × Ja – 

Gegenvorschlag in der Stichfrage

Nadine Jermann,
Landrätin
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Ein traditionsreicher Kraftort, lebhafte Begegnungen und ein besonderer 
politischer Moment: Der diesjährige Fraktionsausflug der FDP Baselland  
führte am 25. Juni 2026 nach Mariastein und Biel-Benken. Klosterkultur, 
liberale Standortbestimmung und die Wahl von Andreas Dürr zum 
Landratspräsidenten machten den Tag zu einem besonderen Erlebnis.

Der Auftakt erfolgte im Klosterhotel Kreuz in 
Mariastein. Bei einem Apéro riche begrüssten 
der designierte Landratspräsident Andreas 
Dürr und Fraktionspräsident Alain Bai die Gäs-
te aus Politik, Verwaltung und weiteren Insti-
tutionen. Die ungezwungene Atmosphäre bot 
Raum für persönliche Gespräche – und für den 
direkten Austausch über die Themen, die das 
Baselbiet bewegen.

Dass die Wahl auf Mariastein gefallen war, 
kommentierte Alain Bai mit einem Augenzwin-
kern: «Wenn man sich die politischen Debat-
ten und Themen anschaut, könnte man meinen, 
auch wir bräuchten ab und zu ein kleines Wun-
der. Eine stille Fürbitte für tiefere Steuern oder 
gegen Bürokratie dürfte jedenfalls nie schaden.»

Die FDP blickte auf ein intensives poli-
tisches Jahr zurück. Die Wahl von Markus 
Eigenmann in den Regierungsrat und libera-
le Vorstösse zu Sicherheit, Verkehr, Finanzen, 
Steuern und Gesundheit prägten die Bilanz. Zu-
gleich gratulierte die Fraktion Andreas Dürr zur 
Wahl zum Landratspräsidenten und wünschte 
ihm ein erfolgreiches Präsidialjahr. Der politi-
sche Anspruch bleibt klar: ein schlanker Staat, 
der sich auf seine Kernaufgaben konzentriert 
und den Menschen möglichst viel Freiheit lässt.

Danach wechselte die Kulisse. In der Klos-
terkirche sorgten die Chorgebete der Mönche 
für einen eindrücklichen Kontrast zum politi-
schen Alltag. Die besondere Akustik, die jahr-
hundertealten Mauern und die konzentrierte 

Stille verliehen dem Besuch einen fast zeitlo-
sen Moment. Bei der anschliessenden Führung 
öffneten sich weitere Türen zur Geschichte und 
zum Leben im Kloster Mariastein.

Den festlichen Schlusspunkt setzte Biel-
Benken. Dort feierten die Gäste Andreas Dürr 
als neuen Landratspräsidenten und stiessen 
auf sein Präsidialjahr an. So verband der Aus-
flug Besinnung mit Aufbruch, Politik mit Kultur 
und liberale Ideen mit persönlichen Begegnun-
gen – genau jene Mischung, die eine lebendige 
politische Gemeinschaft ausmacht.

Baselland

Politik trifft Klosterkultur
Fraktionsausflug

Manuela Renz,
Kommunikationsverantwortliche FDP Baselland
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Andreas Dürr ist höchster Baselbieter  

Landratspräsidium

Baselland

Mit Andreas Dürr stellt die FDP Baselland im Amtsjahr 2026/27 den Land­
ratspräsidenten unseres Kantons. Seine glanzvolle Wahl und das rauschende 
Landratspräsidentenfest in Biel-Benken zeigen: Andreas Dürr geniesst  
weit über die Parteigrenzen hinaus grösste Anerkennung und Wertschätzung.

Kurz vor der Sommerpause wurde Andreas Dürr 
zum Landratspräsidenten gewählt – notabene 
im Liestaler Stadtsaal, weil im neu renovierten 
Regierungsgebäude die Decken unsicher sind. 
Bemerkenswert ist aber vor allem das glanz-
volle Wahlresultat: 79 von 81 gültigen Stim-
men – das ist eines der besten Ergebnisse in 
der Geschichte und keine Selbstverständlich-
keit für einen Politiker, der gerne pointiert und 
mit spitzen Bemerkungen auftritt und nie den 
Anspruch hatte, allen zu gefallen. Doch genau 
das gibt ihm Profil und bringt ihm Respekt und 
Anerkennung über die Parteigrenzen hinweg. 
Für Andreas Dürr, der seit 2012 im Landrat poli-
tisiert, während Jahren die Justiz- und Sicher-
heitskommission präsidierte und bis 2025 auch 
Fraktionschef war, markiert diese Wahl den Hö-
hepunkt seiner politischen Karriere. 

Die Landratspräsidentenfeier fand am Abend 
des Wahltages traditionsgemäss in der Wohn-
gemeinde des höchsten Baselbieters statt. Ent-
sprechend lud Andreas Dürr nach Biel-Benken 

ein, wo gleich mehrere berühmte Exponentin-
nen und Exponenten der Leimentaler Gemeinde 
durch den Abend führten. Dani von Wattenwyl 
als Moderator, Nationalrätin Elisabeth Schnei-
der und Uniratspräsident Aymo Brunetti als Gra-
tulanten sowie U21-Nationaltrainer Alex Frei 
in seiner Rolle als Käse-Sommelier. Die Feier 
fand auf Wunsch von Andreas Dürr nicht wie 
gewohnt in der lokalen Mehrzweckhalle statt, 
sondern auf dem Spittelhof, einer Institution 
des Bürgerspitals. Bei herrlicher Aus- und Weit-
sicht über Biel-Benken und das Elsass entwi-
ckelte sich die Landratspräsidentenfeier rasch 
zu einem stilvollen, rauschenden Sommerfest, 
an dem rund 300 Gäste aus Politik, Wirtschaft 
und Verwaltung sowie Freunde und Familie dem 
höchsten Baselbieter die Ehre erwiesen.

Die Parteileitung der FDP Baselland gratu-
liert Andreas Dürr herzlich zu seinem Präsidial
jahr. Wir sind glücklich und stolz, dass ein so 
profilierter Freisinniger zum höchsten Baselbie-
ter gewählt worden ist. Andreas Dürr gehört 

seit vielen Jahren zu den prägenden Figuren 
unserer Partei und unseres Kantons. Wir ken-
nen den Anwalt und Notar als schnellen Denker, 
brillanten Analytiker und rhetorischen Meister, 
der das Plenum zum Nachdenken und Schmun-
zeln bringen kann. 

Im Präsidialjahr wird er sich allerdings et-
was zurückhalten müssen. Anstatt die politi-
schen Debatten mit geistreichen Beiträgen an-
zureichern, muss er sich als neutraler Sitzungs-
leiter und fairer Schiedsrichter beweisen. Wir 
sind überzeugt, dass ihm dies mit seiner Füh-
rungserfahrung, seinem Fingerspitzengefühl 
und seiner Fähigkeit, Menschen zusammenzu-
bringen, hervorragend gelingen wird. 

Lieber Andreas: Die FDP Baselland gratu-
liert dir herzlich und wünscht dir ein unvergess-
liches Präsidialjahr als höchster Baselbieter.

Balz Stückelberger, 
Vizepräsident FDP Baselland
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Baselland

Klare Entscheide, voller Fokus auf 2027

Parteitag vom 20. August 2026

Nein zur Neutralitäts- und zur Ernährungsinitiative, Ja zu beiden Vorlagen zur 
Mehrwertabgabe: Am Parteitag in Arlesheim hat die FDP Baselland klare 
Parolen gefasst. Gleichzeitig richtete sie den Blick auf das Wahljahr 2027.  
Eine Premiere gab es ebenfalls: Zum ersten Mal waren alle Mitglieder 
stimmberechtigt.

Mitreden, entscheiden, Zukunft gestalten: Der 
Parteitag vom 20. August 2026 im uptown Basel 
in Arlesheim stand ganz im Zeichen einer brei-
ten Beteiligung. Die Mitglieder diskutierten die 
bevorstehenden eidgenössischen und kanto-
nalen Abstimmungen und blickten gemeinsam 
auf die Wahlen 2027.

Erstmals galt dabei das neue Mitwirkungs-
modell der FDP Baselland. Seit der Statutenre-
vision vom 30. April 2026 und der Abschaffung 
des Delegiertensystems können alle Parteimit-
glieder direkt abstimmen. Stimmberechtigt sind 

auch die im Kanton wohnhaften Mitglieder der 
Jungfreisinnigen Baselland und der FDP Frauen 
beider Basel. Damit gibt die Partei ihrer Basis 
mehr Gewicht und verankert ihre Entscheide 
noch breiter.

Neutral bleiben heisst handlungsfähig bleiben
Die Neutralität gehört zur Schweiz – aber sie 
muss beweglich bleiben. Deshalb sagt die 
FDP Baselland Nein zur Volksinitiative «Wah-
rung der schweizerischen Neutralität». Die 
Initiative würde den aussenpolitischen Hand-

lungsspielraum der Schweiz mit starren Ver-
fassungsvorgaben einschränken. Gerade in 
einem unsicheren internationalen Umfeld 
muss unser Land eigenständig und der jewei-
ligen Situation angemessen reagieren können. 
Die heutige Neutralitätspolitik schafft diesen 
Spielraum und erlaubt es der Schweiz, ihre Si-
cherheits- und Wirtschaftsinteressen wirksam 
zu vertreten.

Ernährung: Innovation statt Bevormundung
Auch die Ernährungsinitiative überzeugt die 
FDP Baselland nicht. Hinter dem wohlklingen-
den Titel stehen weitreichende staatliche Ein-
griffe in die Landwirtschaft und in das Konsum-
verhalten der Bevölkerung.

Die FDP setzt auf einen anderen Weg: Eigen-
verantwortung statt Bevormundung, Innovation 
statt neuer Vorschriften und unternehmerische 
Lösungen statt zusätzlicher Bürokratie. Die 
Landwirtschaft soll produzieren und sich dabei 
an den Bedürfnissen der Bevölkerung und des 
Marktes orientieren können.

Mehrwertabgabe: zweimal Ja,  
Stichfrage Gegenvorschlag
Bei der Mehrwertabgabe empfiehlt die FDP Ba-
selland sowohl die Initiative «Fairer Kompro-
miss bei der Mehrwertabgabe» als auch den 
Gegenvorschlag des Landrats zur Annahme.

Die Parolen für den 27. September 2026

×	 Nein zur Neutralitätsinitiative
×	 Nein zur Ernährungsinitiative
	� Ja zur Initiative «Fairer Kompromiss bei der Mehrwertabgabe»
	 Ja zum Gegenvorschlag des Landrats
	 Stichfrage: Gegenvorschlag
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Beide Vorlagen sind besser als die heutige 
Regelung. Sie entlasten Grundeigentümerinnen 
und Grundeigentümer, erhöhen die Planungssi-
cherheit und verbessern die Voraussetzungen 
für Investitionen und neuen Wohnraum.

Die Initiative schützt vor übermässigen fi-
nanziellen Belastungen und nimmt den Volks-
entscheid von 2019 auf. Der Gegenvorschlag 
bringt private und öffentliche Interessen in 
einen pragmatischen Ausgleich. Er schafft 
mehr Rechtssicherheit und begrenzt die ver-
schiedenen Mehrwertabgaben auf insgesamt 
höchstens 30 Prozent.

Falls beide Vorlagen angenommen werden, 
empfiehlt die FDP Baselland in der Stichfrage 
den Gegenvorschlag. Er ist die ausgewogenere 
und rechtlich verlässlichere Lösung.

Mit Rückenwind Richtung 2027
Der Parteitag war nicht nur Abstimmungs-, son-
dern auch Wahlauftakt. Parteipräsident Mel-
chior Buchs und Cyril Bleisch informierten über 
den Stand der Vorbereitungen für die kantona-
len und nationalen Wahlen 2027.

Die beiden erfolgreichen Regierungsrats-
wahlen der vergangenen neun Monate haben 
der bürgerlichen Allianz aus FDP.Die Liberalen, 
SVP und Die Mitte Rückenwind gegeben. Daran 
will die FDP Baselland anknüpfen – mit klaren 
liberalen Positionen, überzeugenden Persön-
lichkeiten und einer starken Präsenz in allen 
Regionen des Kantons.

Das Ziel ist klar: Die FDP will gemeinsam mit 
ihren Allianzpartnern Verantwortung überneh-
men und das Baselbiet weiterhin verlässlich, 
kompetent und mit einer klaren bürgerlichen 
Handschrift gestalten.

Eine gestärkte Basis, ein gemeinsamer Kurs
Zum Abschluss dankte Parteipräsident Mel-
chior Buchs den Mitgliedern für die engagier-
te Debatte und die starke Beteiligung. Der erste 
Parteitag mit allgemeinem Stimmrecht setzte 
ein deutliches Zeichen: Die FDP Baselland öff-
net die Mitwirkung, stärkt ihre Basis und geht 
geschlossen in die kommenden Abstimmungen 
und das Wahljahr 2027.

Baselland

Samstag, 17. Oktober 2026
Landsgemeinde FDP Schweiz in Langenthal

Donnerstag, 22. Oktober 2026
Kantonaler Nominationsparteitag im «Seegar-
ten» in Münchenstein

Donnerstag, 14. Januar 2027
Neujahrsapéro

Donnerstag, 28. Januar 2027
Pfeffinger Forum mit Bundesrat Martin Pfister

Ausblick
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Baselland

Der Wecker ist gestellt: Die FDP Baselland startet mit klaren Botschaften  
und viel Energie in den Wahlkampf. Beim Kick-off in Muttenz wurde diskutiert, 
trainiert und angepackt.

Politik für alle, die anpacken
Unter dem Leitgedanken der neuen Kampagne 
der FDP Schweiz «Für alle, die den Wecker stel-
len» lancierte die FDP Baselland am 22. August 
2026 im Coop-Tagungszentrum in Muttenz ihren 
Wahlkampf für die Landratswahlen 2027.

Das Bild bringt auf den Punkt, für wen die 
FDP Politik macht: für Menschen, die früh 
aufstehen, Schicht arbeiten, ein Unterneh-
men führen, eine Familie organisieren oder 
sich im Verein engagieren. Für alle, die Ver-
antwortung übernehmen – morgens, abends 
oder mitten in der Nacht. Denn die Schweiz 
funktioniert, weil Millionen Menschen jeden 
Tag anpacken.

Jede Stimme zählt
In seiner Ansprache machte Parteipräsident 
Melchior Buchs deutlich, dass der Wahlerfolg 
nur mit einem starken Auftritt im ganzen Kanton 
gelingen kann: «Es reicht nicht, nur dort stark 
zu sein, wo wir traditionell gut verankert sind. 
Wir brauchen jede Stimme, wenn wir erfolg-
reich sein wollen!»

Für Zuversicht sorgt der Blick auf die Wahl-
kreise: Sämtliche Listen mit Kandidatinnen 
und Kandidaten sind eingereicht. Damit ist die 

Grundlage gelegt, den Wahlkampf frühzeitig zu 
lancieren, kantonsweit präsent zu sein und ge-
meinsam Fahrt aufzunehmen.

Das politische Handwerk zählt
Nach der Begrüssung ging es direkt an die 
Wahlkampfarbeit. Die Kandidierenden erhiel-
ten konkrete Tipps, wie sie das neue Erschei-
nungsbild wirkungsvoll für ihren persönlichen 
Auftritt einsetzen können. Auch die Organi-
sation der kommenden Kampagne wurde be-
leuchtet. Klar wurde: Ein erfolgreicher Wahl-
kampf braucht gute Ideen, eine präzise Planung 
und einen überzeugenden Auftritt.

Aus erster Hand berichtete Regierungsrat 
Markus Eigenmann von seinem Wahlkampf im 
vergangenen Sommer und Herbst. Er teilte sei-
ne Erfahrungen und gab den Kandidierenden 
konkrete Tipps mit auf den Weg – von der per-
sönlichen Präsenz über klare Botschaften bis 
zum direkten Austausch mit den Wählerinnen 
und Wählern.

Persönlich, digital, glaubwürdig
Am Nachmittag wurde es praktisch. In drei 
Workshops vertieften die Teilnehmenden die 
zentralen Bausteine der Kampagne: «Finan-

zen  & Wettbewerbsfähigkeit», «Sicherheit, 
Recht & Ordnung», «Infrastruktur & Mobilität» 
und «Gesundheit und Gesundheitsversorgung».

Ein weiterer Schwerpunkt lag auf dem wir-
kungsvollen Einsatz von Social Media und 
künstlicher Intelligenz. Dabei ging es nicht um 
digitale Effekthascherei, sondern um glaubwür-
dige Kommunikation: persönlich bleiben, rele-
vante Inhalte vermitteln und dort präsent sein, 
wo politische Gespräche längst stattfinden.

Auch eine starke Bildsprache und die kon-
sequente Umsetzung des neuen Erscheinungs-
bildes standen auf dem Programm. Denn im 
Wahlkampf zählt der erste Eindruck – online, 
auf Plakaten und im persönlichen Kontakt.

Der Kick-off zeigte: Die FDP Baselland ist bereit. 
Der Wecker klingelt – jetzt heisst es aufstehen, 
anpacken und das Baselbiet bewegen.

Wahlkampfauftakt 2027
Startschuss für einen starken Wahlkampf – bereit für 2027

Manuela Renz,
Kommunikationsverantwortliche FDP Baselland
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Baselland



10 Nr. 3 | 4. September 2026

Liebe Freisinnige
Nach einer spannenden und bereichernden 
Zeit als Präsident der Jungfreisinnigen Basel-
land ist für mich diesen September der Moment 
gekommen, Abschied zu nehmen und das Prä-
sidium zu übergeben.

Es war mir eine grosse Ehre, mich gemein-
sam mit vielen engagierten Mitgliedern für libe-
rale Werte einzusetzen. Für Ihr Vertrauen und 
Ihre wertvolle Unterstützung in den vergange-
nen Jahren danke ich Ihnen von Herzen. Wir 
haben es geschafft, mit mehreren Petitionen in 
der Politik erfolgreich Änderungen anzustos-
sen und durch die Organisation diverser Podien 

an Schulen junge Menschen für die Politik zu 
begeistern. Die hohe Medienpräsenz hat be-
stätigt, dass unsere Arbeit eine Strahlwirkung 
entfaltet hat. 

Ich bin überzeugt, dass das neue Präsidium 
die Jungfreisinnigen Baselland mit viel Engage-
ment und neuen Ideen erfolgreich in die Zukunft 
führen wird. Meine politische Arbeit fokussiert 
sich nun auf die Arbeit in der kantonalen FDP-
Parteileitung, auf das Präsidium der FDP Arles-
heim und auf die Wahlkampfleitung für die na-
tionalen Wahlen der FDP Baselland. 

Vielen Dank für Ihre Unterstützung.

Vielen Dank für Ihre Unterstützung!

Jungfreisinnige Baselland

Cyril Bleisch, 
Präsident Jungfreisinnige BL
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Wahlen 2027

Die Schweiz braucht eine starke FDP – heute 
mehr denn je. Unser Land steht vor grossen 
Herausforderungen. Bezahlbarer Wohnraum 
wird knapper, die Krankenkassenprämien stei-
gen, Unternehmen finden immer schwieriger 
genügend Fachkräfte und unsere Infrastruk-
tur gerät zunehmend an ihre Grenzen. Gleich-
zeitig wächst die Unsicherheit in Europa und 
der Welt.

Die Schweiz braucht jetzt keine Politik der 
Empörung, keine immer neuen Verbote und 
keine leeren Versprechen. Sie braucht Men-
schen, die Verantwortung übernehmen, Prob-
leme anpacken und Lösungen umsetzen. Dafür 
steht die FDP.

Jeden Abend stellen Millionen Menschen in 
unserem Land ihren Wecker. Sie stehen früh 
auf, arbeiten, gründen Unternehmen, bilden 
Lernende aus, engagieren sich in Vereinen, 
leisten Freiwilligenarbeit oder sorgen für ihre 
Familien. Sie übernehmen Verantwortung – Tag 
für Tag. Genau für diese Menschen machen 
wir Politik.

Wir wollen, dass Leistung wieder belohnt 
wird. Dass unsere Unternehmen wachsen und 
Arbeitsplätze schaffen können. Dass unsere 
Strassen, Schienen, Stromnetze und digitalen 
Infrastrukturen mit unserem Land Schritt hal-
ten. Und dass die Menschen in der Schweiz 
sicher leben können – nach innen wie nach 
aussen.

Deshalb setzen wir im Wahljahr 2027 kla-
re Prioritäten: Arbeit. Sicherheit. Infrastruk-
tur. Denn Arbeit schafft Wohlstand. Sicherheit 
schafft Vertrauen. Und eine leistungsfähige In-
frastruktur ist die Grundlage für unseren Erfolg 
und unsere hohe Lebensqualität.

Zu allen drei Schwerpunkten haben wir 
Positionspapiere erarbeitet. Sie zeigen auf, 

welche konkreten Lösungen die FDP für die 
Zukunft unseres Landes vorschlägt. Über die 
nebenstehenden QR-Codes gelangen Sie direkt 
zu den einzelnen Papieren.

Der Wahlkampf beginnt jetzt. Deshalb laden 
wir Sie herzlich zu unserer freisinnigen Lands-
gemeinde ein. Bringen Sie Ihre Familie, Freun-
de und Bekannte mit. Gemeinsam diskutieren 
wir unsere Ideen, bereiten den Wahlkampf vor 
und setzen ein starkes Zeichen für einen erfolg-
reichen Freisinn.

Packen wir es gemeinsam an. Für alle, die 
jeden Morgen aufstehen, Verantwortung über-
nehmen und unser Land mit ihrem Einsatz stark 
machen. Für den Freisinn. Für die Schweiz.

Damian Müller,
Wahlkampfleiter und Ständerat

Packen wir es an!

«Wir wollen,  
dass Leistung wieder 

belohnt wird.»







15Nr. 3 | 4. September 2026

FDP Frauen

Wer in den letzten Monaten die Nachrichten verfolgt hat, ist dem Thema 
Femizide immer wieder begegnet. Frauen werden von ihrem Partner oder  
Ex-Partner getötet, auch in der Schweiz. Jede dieser Taten erschüttert. Und 
jedes Mal stellt sich dieselbe Frage: Hätten sie verhindert werden können?

Als FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz sind wir 
überzeugt: Betroffenheit allein reicht nicht. Es 
braucht den Willen, hinzuschauen, Risiken 
frühzeitig zu erkennen und dort zu handeln, wo 
Menschenleben in Gefahr sind. Genau deshalb 
haben wir ein Positionspapier zum Thema Fe­
mizide erarbeitet. Nicht weil wir glauben, für 
alles eine einfache Lösung zu haben, sondern 
weil der Schutz vor Gewalt zu den wichtigs­
ten Aufgaben eines funktionierenden Rechts­
staates gehört. Freiheit bedeutet auch, sicher 
leben zu können. Wer Gewalt fürchten muss, ist 
nicht frei. Und für die FDP.Die Liberalen Frauen 
Schweiz ist Sicherheit in Kernthema – gerade 
auch für Frauen.

Fakten statt Wegschauen
Liberale Politik basiert auf Fakten. Umso er­
staunlicher ist es, dass die Schweiz bis heu­
te keine schweizweit einheitliche Erfassung 
von Femiziden kennt. Was fehlt, sind verlässli­
che Daten darüber, welche Risikofaktoren be­
sonders häufig zusammentreffen und welche 
Massnahmen tatsächlich wirken. Wer ein Pro­
blem lösen will, muss es zuerst sichtbar ma­
chen. Deshalb fordern wir eine schweizweit 
einheitliche Erfassung von Femiziden. Nicht 
aus ideologischen Gründen, sondern weil Prä­
vention ohne Fakten kaum möglich ist.

Schutz statt Ideologie
Meist gab es bereits vor der Tat Warnsignale. 
Drohungen, Stalking oder frühere Gewalt wa­
ren bekannt. Trotzdem greifen Schutzmassnah­
men häufig zu spät oder kantonal unterschied­
lich. Hier braucht es klare Abläufe, eine enge 
Zusammenarbeit zwischen Polizei, Justiz und 
Fachstellen sowie Schutzangebote, die rasch 
und unkompliziert erreichbar sind. Wer ge­
fährdet ist, braucht Hilfe, nicht Zuständigkeits­
debatten. Der Rechtsstaat muss dort stark sein, 
wo Leben bedroht sind.

Prävention statt Eskalation
Gewalt entsteht selten von einem Tag auf den 
anderen. Deshalb muss Prävention früh anset­
zen. Aufklärung über Warnsignale, Sensibili­
sierung in Schulen und Programme zur frühen 
Intervention können helfen, Eskalationen zu 
verhindern. Prävention stärkt die Eigenverant­
wortung, schützt potenzielle Opfer und entlas­
tet langfristig auch unseren Staat. Sicherheit 
beginnt nicht erst nach einer Straftat.

Konsequenz statt Wegsehen
Wo Gewalt ausgeübt wird, braucht es einen 
Rechtsstaat, der konsequent handelt. Schutz­
anordnungen und bestehende Gesetze müssen 
konsequent umgesetzt werden. Unreflektiert 

stets neue Vorschriften zu machen, ist keine 
Lösung. Entscheidend ist vielmehr, dass sinn­
volle bestehenden Instrumente greifen und 
gefährdete Frauen wirksam geschützt werden. 
Nulltoleranz gegenüber Gewalt ist kein poli­
tisches Schlagwort, sondern Ausdruck eines 
glaubwürdigen Rechtsstaates.

Femizide sind kein Randthema. Sie be­
treffen die Sicherheit unserer Gesellschaft 
und damit einen zentralen liberalen Wert: die 
Freiheit. Mit ihrem Positionspapier wollen die  
FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz Verantwor­
tung übernehmen und konkrete Lösungen auf­
zeigen. Frauen vor Gewalt zu schützen, heisst 
Freiheit zu schützen. Genau dafür setzen wir 
uns ein.

Anna Marty,
Geschäftsleitungsmitglied FDP.Die Liberalen 
Frauen Schweiz
Präsidentin FDP.Die Liberalen Frauen Schwyz

Frauen vor Gewalt schützen 

heisst Freiheit schützen
Warum die FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz ein Positionspapier zu Femiziden 

verabschiedet haben.
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FDP International

Neutralität schützt die Schweiz nur, wenn sie beweglich bleibt. Die  
SVP-Initiative würde sie in starre Regeln giessen, militärische Kooperation 
erschweren und den Handlungsspielraum des Bundesrats bei Sanktionen 
beschneiden. Betonierte Neutralität wäre deshalb keine Sicherheitspolitik, 
sondern ein Risiko.

In den Londoner Verträgen von 1839 wurde dem 
jungen Staat Belgien von den damaligen euro-
päischen Grossmächten die immerwährende 
Neutralität garantiert. Genützt hat dies wenig. 
In beiden Weltkriegen wurde die belgische 
Neutralität von Deutschland verletzt, und das 
neutrale Land wurde Kriegsschauplatz wider 
Willen. Die Schweiz hatte mehr Glück.

Akzeptanz von aussen
In der Schweizer Bundesverfassung wird die 
Neutralität erwähnt, aber nicht definiert. Dem 
zugrunde liegt auch die nüchterne Einsicht, 
dass es die kriegführenden Mächte sind, die 
unsere Neutralität anerkennen, oder eben 
nicht. Erinnern wir uns: Es waren die europäi-
schen Grossmächte, allen voran die britische 
Krone und das Zarenreich, die 1814/1815 die be-
waffnete Neutralität der Schweiz einforderten 
und damit unserem Land nach den napoleoni-
schen Kriegen die Unabhängigkeit sicherten. 
Der Wert der Neutralität misst sich nach der 
Akzeptanz von aussen.

Diese Akzeptanz hat nicht erst seit der 
Übernahme der EU-Sanktionen gegen Russ-
land gelitten. Die Alliierten hielten im Zwei-
ten Weltkrieg wenig von unserer Auffassung 
von Neutralität, aber die Schweiz konnte sich 
auch dank einer sehr flexiblen Interpretation 
einer Besetzung durch die Achsenmächte 
entziehen. Gerade diese historische Erfah-
rung zeigt: Neutralität war nie ein Dogma. 
Sie war immer auch politische Klugheit, An-
passungsfähigkeit und sicherheitspolitischer 
Pragmatismus.

Die SVP-Initiative fokussiert auf zwei As-
pekte: Erstens soll ein Verbot von Militärbünd-
nissen in der Verfassung verankert werden. 
Ausnahme: im Falle einer bevorstehenden 
militärischen Aggression gegen die Schweiz. 
Konkret heisst das: keine engere Zusam-
menarbeit mit der Nato. Wenn es allerdings 
brenzlig wird, dürfen wir militärische Hilfe in 
Anspruch nehmen. Das ist nicht zu Ende ge-
dacht: Zusammenarbeit kann man nicht erst 
dann einüben, wenn der Ernstfall bereits ein-
getreten ist.

Verbot von Sanktionen
Zweitens sollen Sanktionen gegen kriegführen-
de Mächte verboten werden; eine Ausnahme 
bilden Sanktionen des UNO-Sicherheitsrates. 
Der russische Aussenminister Sergei Lawrow 
sieht als Folge der Übernahme der EU-Sanktio-
nen die Schweizer Neutralität verletzt. Diese 
Ansicht ist sicherheitspolitisch relevant, auch 
wenn sie völkerrechtlich fragwürdig bleibt. Das 
Haager Abkommen schweigt zur Sanktionspro-
blematik der Moderne.

Mit der Übernahme der Sanktionen hat 
der Bundesrat das Land vor massiven Pro
blemen mit unseren engsten und wichtigsten 
Handelspartnern bewahrt. Wie lange hät-
te die Schweiz bei einem Nein zu den Sank-
tionen dem Druck aus Brüssel und Washing-
ton standhalten können? Wie hoch wäre die 
Wahrscheinlichkeit gewesen, dass die EU 
und die USA ihrerseits Strafaktionen gegen 
die Schweiz ergriffen hätten? Sie wäre erheb-
lich gewesen.

Neutralität ist kein Selbstzweck
Bei einer Annahme der Initiative zerstören 
wir den Ermessensspielraum unserer Regie-
rung, auf externe Schocks mit Augenmass zu 
reagieren. Heute steht in Artikel 185 der Bun-
desverfassung: «Der Bundesrat trifft Mass-
nahmen zur Wahrung der äusseren Sicherheit, 
der Unabhängigkeit und der Neutralität der 
Schweiz.» Das muss reichen. Wie Bundesrat 
und Parlament auf eine konkrete Bedrohungs-
lage reagieren, muss im Einzelfall entschieden 
werden. Nur mit dieser Flexibilität können wir 
auch in Zukunft adäquat Sicherheitspolitik be-
treiben. Neutralität ist kein Selbstzweck. Sie 
soll die Sicherheit, Unabhängigkeit und Hand-
lungsfähigkeit der Schweiz schützen. Wird sie 
in Beton gegossen, verliert sie genau jene Flexi-
bilität, die sie historisch stark gemacht hat. Aus 
diesen Gründen ist die Neutralitätsinitiative der 
SVP unbedingt abzulehnen

Betonierte Neutralität ist 

keine Sicherheitspolitik
Für eine sichere Schweiz

Walter Denz,
FDP International 

Karikatur, welche den Balanceakt der Wahrung 
der Neutralität 1915 darstellt.
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Verwaltungsbremse-Initiative

Am 12. August haben die Spitzen der drei grossen Wirtschaftsverbände – 
economiesuisse, Schweizerischer Gewerbeverband (sgv) und Schweizerischer 
Arbeitgeberverband (SAV) – an einer Pressekonferenz auf dem Bundesplatz 
öffentlich gemacht, die Verwaltungsbremse-Initiative der Jungfreisinnigen zu 
unterstützen.

Breite Unterstützung für die  
Verwaltungsbremse
An einer gemeinsamen Pressekonferenz haben 
sich economiesuisse, der Arbeitgeber- und der 
Gewerbeverband hinter unsere Verwaltungs-
bremse-Initiative gestellt. Damit trägt nicht nur 
eine überparteiliche Allianz von GLP-, Mitte-, 
FDP- und SVP-Bundesparlamentariern unser 
Anliegen, sondern auch die Schweizer Wirt-

schaft. Dass die Verbände bereits in der Sam-
melphase geschlossen hinter uns stehen, ist 
ein starkes Signal für die Initiative und zugleich 
ein Beleg dafür, wie gross der Handlungsbedarf 
inzwischen ist. Ohne Korrektiv schwächt das 
anhaltende Verwaltungswachstum den Wirt-
schaftsstandort nachhaltig. Die Verwaltungs-
bremse setzt diesem Trend ein Ende.

100-m²-Bundeshaus-Hüpfburg  
als Kampagnensujet
Trotz der erdrückenden Relevanz des übermäs-
sigen Verwaltungswachstums bleibt die Sen-
sibilisierung der Bevölkerung für das auf den 
ersten Blick trockene Thema eine Herausfor-
derung. Im Lichte dessen haben wir für unsere 
Verwaltungsbremse-Initiative eine Hüpfburg in 
Form unseres Kampagnensujets, des überge-
wichtigen Bundeshauses, lanciert. Das Sujet 
verkörpert die von der Politik verursachte über-
quellende Verwaltung und Bürokratie. Dass 
eine Hüpfburg vor allem Familien anspricht, 
ist kein Zufall. Denn das übermässige Verwal-
tungswachstum untergräbt zentrale Faktoren 
des Schweizer Erfolgsmodells, dessen Erhalt 
seit jeher ein Versprechen an künftige Gene-
rationen ist. Für dieses steht die Verwaltungs-
bremse-Initiative.

Unsere 10 × 10-Meter-Bundeshaus-Hüpf-
burg wird im Sommer 2027 durch die ganze 
Schweiz touren und uns damit ermöglichen, an 
Dorffesten, Standaktionen oder anderen Som-
meranlässen mit Jung und Alt über unser An-
liegen ins Gespräch zu kommen. Ich freue mich 
jetzt schon darauf.

Wirtschaft steht hinter 

den Jungfreisinnigen
Verwaltungsbremse-Initiative

Lucio Sansano,
Präsident Initiativkomitee  
Verwaltungsbremse-Initiative 

Foto (v.l.n.r.): Urs Furrer, Direktor Schweizerischer Gewerbeverband; Prof. Roland A. Müller,  
Direktor Schweizerischer Arbeitgeberverband; Jonas Lüthy, Präsident Jungfreisinnige; Monika Rühl, 
Direktorin economiesuisse; Lucio Sansano, Präsident Verwaltungsbremse-Initiative; Pauline Blanc, 
Vizepräsidentin Jungfreisinnige
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Europas Sicherheitsordnung hat sich grundlegend verändert. Am Vortrags­
abend von FDP Service Public zeigte Divisionär a. D. Alain Vuitel,  
weshalb Sicherheit mehr verlangt als militärische Mittel: Widerstandskraft, 
Investitionen und den Willen, Freiheit und Demokratie zu verteidigen.

Nach dem Ende des Kalten Krieges setzte Euro­
pa lange auf die Friedensdividende. Auch die 
Schweizer Armee wurde in mehreren Reform­
schritten verkleinert. Der russische Angriffs­
krieg gegen die Ukraine, die Rivalität der Gross­
mächte sowie Cyberangriffe, Desinformation 
und Sabotage haben die sicherheitspolitische 
Lage grundlegend verändert.

Divisionär a. D. Alain Vuitel ordnete diese Ent­
wicklungen am Anlass von FDP Service Public 
aus militärstrategischer Sicht ein. Seine zen­
trale Botschaft: Sicherheitspolitik darf nicht auf 
die Armee reduziert werden. Sie umfasst eben­
so funktionierende staatliche Institutionen, kriti­
sche Infrastrukturen, eine leistungsfähige Wirt­
schaft und eine widerstandsfähige Gesellschaft.

Sicherheit als Gesamtsystem
Vuitel stellte die «umfassende Sicherheit» ins 
Zentrum. Im Innersten stehen der gemeinsame 
Wille und Werte wie Demokratie, Bildung, Kultur 
und Wissen. Darum herum liegen Strom- und 
Datennetze, staatliche Führungsfähigkeit, Ener­
gieversorgung, Verkehr, Gesundheitswesen, öf­
fentliche Sicherheit und Wirtschaft. Die Armee 
ist ein zentraler Pfeiler dieses Gesamtsystems.

Der Vortrag knüpfte damit an die aktuelle 
Ausrichtung des Bundes an. Der Bundesrat hat 
am 19. Juni 2026 die Leitlinien für die Verteidi­
gung gutgeheissen. Im Vordergrund steht die 
Abwehr hybrider Bedrohungen und von An­
griffen aus der Distanz. Priorität haben unter 
anderem der Schutz kritischer Infrastrukturen, 
Führungsfähigkeit, Nachrichtenbeschaffung, 
Drohnenabwehr, elektronische Kriegführung 
und Resilienz.

Abhalten statt reagieren
Entscheidend ist nicht nur, über militärische 
Mittel zu verfügen, sondern damit glaubwür­
dig Wirkung zu erzielen. Vuitel brachte das Ziel 
auf eine einfache Formel: «Erfolg bedeutet, den 
Gegner davon zu überzeugen, dass er seine Zie­
le nicht erreichen kann.»

Glaubwürdige Verteidigung dient damit zu­
erst der Abhaltung. Sie soll verhindern, dass 
ein potenzieller Gegner überhaupt zum Schluss 
kommt, Druck, Erpressung oder ein Angriff 
könnten erfolgreich sein. Aus Vuitels Sicht darf 
die Schweiz deshalb im europäischen Sicher­
heitsgefüge keine Lücke bilden: Wer seine Si­
cherheit nicht selbst ernst nimmt, schafft Ab­

hängigkeiten und Risiken, die über die eigenen 
Grenzen hinausreichen.

Vuitel kennt die Schweizer Sicherheitspoli­
tik aus jahrzehntelanger Erfahrung. Seit 1989 
war er im VBS in zahlreichen Funktionen tätig, 
unter anderem als Chef der Nationalen Alarm­
zentrale, Chef des Militärischen Nachrichten­
dienstes, Chef der Führungsunterstützungs­
basis und Projektleiter Kommando Cyber. Bis 
Ende Juni 2026 war er Stabschef Operative 
Schulung der Armee.

Der Abend machte deutlich: Mehr Geld al­
lein schafft noch keine Sicherheit. Gefragt sind 
klare Prioritäten, moderne Fähigkeiten, wider­
standsfähige Strukturen und gesellschaftlicher 
Verteidigungswille. Für eine liberale Schweiz ist 
das zentral. Freiheit ist keine Selbstverständ­
lichkeit – sie setzt voraus, dass wir bereit sind, 
sie zu schützen.

«Niemand verteidigt die Schweiz,

ausser wir selber.»
Alain Vuitel, Divisionär a.D.

Markus Brunner, 
Vorstandsmitglied FDP Service Public

FDP Service Public
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tumsregionen und eine zunehmend komplexe 
Regulierung. Deshalb braucht es konkrete ge-
setzliche Verbesserungen und nicht bloss poli-
tische Appelle.

Wer den Mittelstand entlasten will, muss 
das Angebot erhöhen. Dauerhaft bezahlbarer 
Wohnraum entsteht nur, wenn wieder mehr ge-
baut werden kann.
 
Der Bundesrat lehnt den Vorstoss ab – wie inter-
pretierst du diese Absage?
Ich nehme die Haltung des Bundesrates zur 
Kenntnis, teile sie aber nicht.

Der Bundesrat verweist auf den Aktions-
plan Wohnungsknappheit und laufende Arbei-
ten. Das begrüsse ich ausdrücklich. Gleich-
zeitig reichen diese Massnahmen aus meiner 
Sicht nicht aus, um die Dynamik auf dem Woh-
nungsmarkt zu brechen.

Nach der Ablehnung der 10-Millionen-In-
itiative hat die Politik versprochen, die Infra-
strukturprobleme aktiv anzugehen. Genau das 

tue ich. Wer das Bevölkerungswachstum ak-
zeptiert, muss auch dafür sorgen, dass genü-
gend Wohnungen, Strassen, Schulen und Ener-
gieversorgung vorhanden sind. Probleme las-
sen sich nicht wegdiskutieren – sie müssen ge-
löst werden.
 
Hast du noch weitere Ideen im Köcher, wie die 
Schweiz wieder attraktiver wird für den eigenen 
Mittelstand, ohne dass liberale Grundsätze über 
Bord geworfen werden müssen?
Ja. Wir müssen die Bedürfnisse der Bevölke-
rung wieder besser ins Zentrum rücken, so 
dass insbesondere auch der Mittelstand wie-
der bessere Perspektiven in verschiedener 
Hinsicht hat.

Dazu gehören schnellere Bewilligungs- 
und Planungsverfahren, weniger Bürokra-
tie, wettbewerbsfähige Steuern, eine sichere 
Energieversorgung, leistungsfähige Verkehrs- 
und Digitalinfrastruktur sowie stabile Sozial-
werke.

Gleichzeitig müssen wir verhindern, dass 
der Staat durch immer neue Vorschriften und 
Abgaben die Lebenshaltungskosten zusätzlich 
erhöht. Wer arbeitet, Verantwortung übernimmt 
und Steuern bezahlt, muss sich Wohnen, Mobi-
lität und Familienleben wieder leisten können.

Liberale Politik bedeutet nicht, Probleme 
zu ignorieren. Sie bedeutet, die richtigen Rah-
menbedingungen zu schaffen, damit Menschen, 
Unternehmen und Gemeinden selbst Lösungen 
entwickeln können. Genau dort sehe ich den 
Auftrag der Politik.

Wohnungsknappheit

«Wir müssen die 
Bedürfnisse der Bevölkerung 

wieder besser  
ins Zentrum rücken»

Nathalie Henseler,
Redaktionsleiterin FREISINN
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Abstimmungen

Unsere Parolen für den 27. September
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Lands-
gemeinde

17. Oktober 2026, Langenthal

Der FREISINN wird neu gestaltet

Der «SonntagsBLICK» wird zugunsten einer 
Wochenendausgabe mit der Samstagsausga-
be zusammengelegt. Die digitalen Angebote 
der NZZ-Gruppe werden ständig erweitert, von 
Podcasts bis Video-Interviews. Der Informa-
tionsraum ist umkämpft: Zankäpfel sind unter-
schiedliche Philosophien, das Informations
konsumverhalten der jüngeren Generation und 
das Generieren von Aufmerksamkeit, die länger 
als drei Sekunden anhält.

Nachdem die FDP Schweiz ihre Social-Me-
dia-Präsenz in den letzten beiden Jahren konti-
nuierlich ausgebaut hat und diese – neben den 
Petitionen – gerade zu einem weiteren erfolgrei-
chen Campagning-Instrument heranreift, sind 
nun weitere Informationsmittel an der Reihe.

In diesem Kontext hat sich das Generalsekre-
tariat entschieden, die Performance des alt-
bewährten FREISINNS genauer anzuschauen: 
Wer ist unsere Zielgruppe? Wen erreichen wir 

eigentlich? Ist ein Papierheftli noch zeitge-
mäss oder ist Print tot? 

In Zusammenarbeit mit den Sektionen in 
den Kantonen haben wir diese Fragen beant-
wortet und analysiert. 

Wir erfinden den FREISINN neu. Er wird ein Ma-
gazin mit frischem Layout:
›	 Mehr Menschen
›	 Politische Inhalte, neu präsentiert
›	 Mehr Zusammenhalt und Spirit 
›	 Spürbar gelebte Werte 
›	 Wissenswertes zur liberalen Geschichte
›	 Mit Augenzwinkern und Humor
›	 Mitmach-Aktionen

Um diese Aufgabe mit viel Tatkraft anzpacken, 
ist neu Nathalie Henseler Pfyl als Redaktionslei-
terin des FREISINNS ins Kommunikationsteam 
des Generalsekretariats gestossen. Die 50-jäh-
rige Schwyzerin arbeitet seit 20 Jahren in der 
Politik. Herzlich willkommen, liebe Nathalie!

Die ehemalige BLICK-Redaktorin und Seil-
bahn-Unternehmerin ist Mitglied der Geschäfts-
leitung der FDP Kanton Schwyz und ausgewie-
sene Expertin in der politischen Kommunikation 
und der Leitung von Wahl- und Abstimmungs-
kampagnen. 

Sind Sie auch schon so gespannt wie wir? Wir 
freuen uns bereits jetzt auf die November-Aus-
gabe im neuen Look!

Ist Print tot?

Matia Demarmels,
Kommunikationschef FDP Schweiz 
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